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Ebenfalls angefragt wurden die Parteien CDU und BSW. Von keiner dieser Parteien erhielten wir Antworten auf die ein-
zelnen Fragen.
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2. Fragen und Antworten

1. Mitwirkungspflicht

Kontext: Die gesetzliche Pflicht zur aktiven Mitwirkung der Mitglieder in Cannabis-Anbauvereinigungen in ihrer aktuellen 
Form schließt immobile und anderweitig beeinträchtigte Mitglieder faktisch aus, erhöht den Verwaltungsaufwand und 
stellt ein Risiko für die Einhaltung von Hygienestandards dar. Bei anderen Vereinsaufgaben ist zugleich unklar, ob diese als 
Erfüllung der Mitwirkungspflicht gelten. 

Frage: Befürworten Sie eine Auslegung der Mitwirkungspflicht, die neben der praktischen Arbeit an der Pflanze auch ad-
ministrative Aufgaben und demokratische Vereinsarbeit umfasst?

"Ja. die Linke befürwortet eine weite, unbürokratische Auslegung der Mitwirkungspflicht, die 
auch administrative und organisatorische Aufgaben im Verein einschließt, um die Hürden für 
Cannabis-Anbauvereinigungen so gering wie möglich zu halten."

"Wir wollen die bürokratischen Hürden und den Verwaltungsaufwand für Cannabis-Anbauver-
einigungen senken, damit sie in der Praxis gut funktionieren und dem Zweck einer kontrollierten 
Cannabis-Abgabe nachkommen können. Auch Menschen mit Mobilitätseinschränkungen oder 
anderweitigen Beeinträchtigungen müssen in Anbauvereinigungen Mitglied sein können, und 
selbstverständlich wollen wir den Verwaltungsaufwand gering halten und die Einhaltung von 
Hygienestandards fördern. Dass die aktuelle Bundesregierung aus Union und SPD mit der Can-
nabis-Reform auf halber Strecke stehen bleibt, löst keines dieser Probleme. Wir wollen, dass sich 
das Land Sachsen-Anhalt im Bund für eine Fortsetzung der Reform stark macht, damit rechtliche 
Unklarheiten geklärt werden und Cannabis-Anbauvereinigungen rechtssicher agieren können. 
Aktuell erscheint uns der Schutz des bestehenden Rechtsrahmens in der politischen Debatte als 
oberste Aufgabe, da dieser von der Drogenpolitik der aktuellen Bundesregierung immer wieder in 
Frage gestellt wird. Was wir landesrechtlich bzw. auf untergesetzlicher Ebene tun können, um die 
Arbeit von Anbauvereinigungen zu vereinfachen, wollen wir auch unternehmen."

"Die FREIEN WÄHLER halten die aktive Mitwirkung der Mitglieder grundsätzlich für ein sinnvolles 
Element des Konzepts der Cannabis-Anbauvereinigungen. Sie unterstreicht den Vereinscharakter 
und grenzt Anbauvereinigungen von kommerziellen Vertriebsstrukturen ab. 
Gleichzeitig muss die gesetzliche Mitwirkungspflicht praktikabel und diskriminierungsfrei ausge-
staltet sein. Wenn Menschen aufgrund einer Behinderung, chronischen Erkrankung oder alters-
bedingten Einschränkung nicht in der Lage sind, unmittelbar an der Pflanzenpflege mitzuwirken, 
dürfen sie hierdurch nicht faktisch von einer Mitgliedschaft ausgeschlossen werden. 
Ebenso erscheint es sachgerecht, organisatorische, administrative und demokratische Vereins-
arbeit als gleichwertige Formen der Mitwirkung anzuerkennen. Vereinsvorstände, Dokumen-
tationspflichten, Hygienekonzepte, Qualitätsmanagement oder die Organisation von Mitglie-
derversammlungen leisten einen wesentlichen Beitrag zum ordnungsgemäßen Betrieb einer 
Anbauvereinigung.  
Wir sehen hierin einen Aspekt, der im Rahmen der gesetzlich vorgesehenen wissenschaftlichen 
Evaluation des Cannabisgesetzes näher untersucht werden sollte. Sollte sich zeigen, dass die 
derzeitige Ausgestaltung zu unnötiger Bürokratie, Benachteiligungen oder praktischen Vollzugs-
problemen führt, unterstützen wir eine entsprechende Anpassung der gesetzlichen Regelungen. 
Maßstab müssen dabei die Ziele des Gesetzes bleiben: Rechtssicherheit, Missbrauchsprävention 
sowie ein funktionierender und kontrollierbarer Vereinsbetrieb."
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"Grundlegend sind in unseren Augen die Auflagen zu Anbauvereinigungen zu groß. Regelungen, 
die nicht zur Sicherheit oder Einhaltung von Gesundheits- oder hygienischen Standards beitragen, 
sollten in unseren Augen abgeschafft werden. Im Rahmen der Erarbeitung des Cannabisgesetzes 
haben wir genau auf diese Hürden hingewiesen und sehen deshalb auch weiter Reformbedarf - 
hin zu einer echten Legalisierung."

"Vorbemerkung: 
1. Grundsätzlich gilt: Entsprechend der Beschlusslage unserer Bundespartei wollen wir,um den 
Gesundheitsschutz, den Jugendschutz und den Kampf gegen die Organisierte Kriminalität zu 
verbessern, die notwendigen Schritte einleiten, um eine europarechtskonforme Legalisierung zu 
ermöglichen. 
2. Wir plädieren dafür, mit der Evaluierung des Gesetzes auch die Verordnungslage und Verwal-
tungspraxis in Sachsen-Anhalt zu überprüfen.

Antwort auf Frage 1: 
Als SPD befürworten wir eine praktikable Ausgestaltung der Mitwirkung in Anbauvereinigungen, 
die den gesetzlichen Vorgaben entspricht. Das gilt auch für Fälle in denen Mitglieder einer Anbau-
vereinigung ihrer Mitwirkungspflicht aufgrund einer körperlichen Beeinträchtigung nicht nach-
kommen können."

"Nein. Da wir die Legalisierung von Cannabis außer zu medizinischen Zwecken ablehnen, stehen 
wir diesem Anliegen kritisch gegenüber. Wer aufgrund einer Krankheit Cannabis benötigt, kann es 
auf Rezept erhalten oder in der eigenen Wohnung als Topfpflanze anbauen. Er muss nicht in einer 
Cannabis-Anbauvereinigung mitwirken. Generell verfolgen wir die Absicht, den Konsum von Can-
nabis zu reinen Rauschzwecken ohne medizinische Indikation zurückzudrängen, den Konsum bei 
medizinischer Indikation aber zu liberalisieren. Wenn Cannabis bei Krebserkrankungen, Demenz, 
MS und anderen schweren Erkrankungen Linderung bringt, soll er auf Rezept erhältlich sein oder 
für den Eigenbedarf angebaut werden dürfen."
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2. Werbeverbot vs Informationsrecht

Kontext: Die Grenze zwischen informativen und werbenden Angaben ist unklar. In der Praxis führt das dazu, dass Interes-
sierte Schwierigkeiten haben, die nächstgelegenen Anbauvereinigungen zu finden.

Frage: Befürworten Sie die Zulässigkeit von Maßnahmen zur Auffindbarkeit und Identifizierbarkeit von Cannabis-Anbau-
vereinigungen, wie Logos oder Onlineverzeichnisse?

"Ja. Die Linke befürwortet eine klare Zulässigkeit und pragmatische Auslegung von Informations- 
und Identifikationsmaßnahmen für Cannabis-Anbauvereinigungen. 
Wir stellen uns in dieser Frage gegen eine übertrieben restriktive Auslegung des gesetzlichen 
Werbeverbots. Die Linke fordert, dass sachliche Informationen – wie eine einfache Webseite, On-
lineverzeichnisse oder die Verwendung eines Vereinslogos – als zulässige Verbraucherinformation 
eingestuft werden. Mitglieder und Interessenten müssen die Clubs legal und unkompliziert finden 
können. Eine funktionierende Auffindbarkeit ist aus unsere Sicht notwendig, damit Vereine ihren 
gesetzlichen Aufklärungs- und Präventionsauftrag im Internet überhaupt wahrnehmen können."

"Das geltende Werbeverbot im KCanG ist sehr umfassend. Wir setzen uns aber grundsätzlich da-
für ein, dass Anbauvereinigungen effizient arbeiten können, um ihren gesetzlichen Auftrag einer 
geregelten Cannabis-Ausgabe zu erfüllen. Wir setzen uns im Bund dafür ein, dass der Reformweg 
in diesem Sinne konsequent weitergegangen wird ohne Suchtprävention und Jugendschutz in Fra-
ge zu stellen. Wir lehnen jegliche Werbung für Drogen ab und wollen deshalb auch Alkohol- und 
Tabakwerbung weiter einschränken."

"Die FREIEN WÄHLER unterstützen den Grundgedanken des Werbeverbots im Cannabisgesetz.
Werbung für berauschende Substanzen darf insbesondere gegenüber Jugendlichen nicht geför-
dert werden.  
Davon klar zu unterscheiden ist jedoch das berechtigte Informationsinteresse volljähriger Bür-
gerinnen und Bürger. Wer sich über legale Cannabis-Anbauvereinigungen informieren möchte, 
muss diese ohne unverhältnismäßige Hürden auffinden können. Sachliche Informationen über 
Standort, Erreichbarkeit, Kontaktmöglichkeiten oder Vereinszweck stellen aus unserer Sicht keine 
Absatzwerbung dar, sondern dienen der Transparenz und Rechtssicherheit. 
Wir befürworten deshalb eine rechtssichere Klarstellung, dass neutrale Informationsangebote, 
beispielsweise Vereinswebseiten, Logos, Einträge in Onlineverzeichnissen oder vergleichbare 
Maßnahmen, zulässig sind, sofern sie ausschließlich der Identifizierbarkeit und Information die-
nen und keinen werbenden Charakter entfalten. 
Auch hier sollte die wissenschaftliche Evaluation des Cannabisgesetzes untersuchen, ob die der-
zeitige Abgrenzung zwischen Werbung und Information in der Praxis zu Rechtsunsicherheit führt. 
Gesetzliche Regelungen müssen für Behörden ebenso wie für die betroffenen Vereine eindeutig 
und nachvollziehbar sein."

"Die Übergänge von Informationen und Werbung sind fließend. Genau deshalb halten wir es für 
wenig sinnvoll, mit zu engen Vorgaben Informationsmöglichkeiten zu unterbinden. Dazu gehören 
auch Informationen zu Ansprechpartnern und Mitgliedsbeiträgen in Anbauvereinigungen. Des-
halb werden wir auch hier weiter auf eine Liberalisierung und echte Legalisierung hinwirken."

"Siehe Nr. 2 der Vorbemerkung.: 2. Wir plädieren dafür, mit der Evaluierung des Gesetzes auch die 
Verordnungslage und Verwaltungspraxis in Sachsen-Anhalt zu überprüfen."
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Das Werbeverbot nach § KCanG hat seinen guten Sinn. Wir sind gegen eine Aufweichung. Die 
Präsentation von Anbauvereinigungen hat so sparsam wie möglich zu erfolgen.
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3. Baurechtliche Vorgaben

Kontext: Die Ansiedlung von Cannabis-Anbauvereinigungen scheitert in der Praxis teils an unklaren oder restriktiven Aus-
legungen der Bau- und Nutzungsordnungen durch die Kommunen. 

Frage: Setzen Sie sich für eine Klarstellung ein, um Anbauvereinigungen bauplanungsrechtlich (in Wohn-, Misch- und 
Gewerbegebieten) eindeutig einzuordnen und deren Ansiedlung zu erleichtern?

"Ja. Die unklare Einstufung (z. B. als landwirtschaftlicher Betrieb, Gewerbebetrieb oder Verein) 
führt in der Praxis zu massiven Verzögerungen und willkürlichen Verboten durch lokale Bauämter. 
Um den aktuellen „Flickenteppich“ bei den Genehmigungen zu beenden, fordert Die Linke eine 
klare und privilegierte Einordnung im Baugesetzbuch (BauGB) und der BauNVO. Ziel ist es, den 
Vereinen Rechtssicherheit zu geben, damit sie in Gewerbegebieten, Mischgebieten und – unter 
Auflagen des Immissionsschutzes (Geruch/Lärm) – auch in Randbereichen von Wohngebieten un-
kompliziert Räume anmieten können. Aus unserer Sicht behindert die baurechtliche Unsicherheit 
das eigentliche Ziel des Konsumcannabisgesetzes (KCanG). Solange Clubs keine geeigneten Immo-
bilien finden oder baurechtlich blockiert werden, bleibt die legale Versorgung der Konsumenten 
aus und der Schwarzmarkt floriert weiter."

"Wir wollen die bürokratischen Hürden für Cannabis-Anbauvereinigungen senken, damit sie 
dem gesetzlichen Zweck einer kontrollierten Cannabis-Abgabe nachkommen können. Deswegen 
wollen wir den unter der letzten Bundesregierung begonnen Reformweg in der Cannabis-Gesetz-
gebung weitergehen und den Rechtsrahmen im Bund gezielt so gestalten, dass bisherige Unklar-
heiten oder restriktive Auslegungen der Bau- und Nutzungsordnungen durch die Kommunen nicht 
länger als Verhinderungsgrund für die Ansiedlung von Anbauvereinigungen genutzt werden, wie 
es sich insbesondere in Bayern zeigt."

"Die FREIEN WÄHLER setzen sich für eine verlässliche und rechtssichere Verwaltung ein. 
Unterschiedliche Auslegungen bauplanungsrechtlicher Vorschriften führen sowohl bei Kommunen 
als auch bei Antragstellern zu erheblicher Rechtsunsicherheit und unnötigen Verzögerungen. 
Soweit das Cannabisgesetz Anbauvereinigungen zulässt, sollten die bauplanungsrechtlichen Rah-
menbedingungen landesweit möglichst einheitlich und nachvollziehbar angewendet werden. 
Ziel muss sein, vergleichbare Sachverhalte auch vergleichbar zu behandeln. Gleichzeitig bleibt die 
kommunale Planungshoheit für uns ein hohes Gut. Städte und Gemeinden müssen weiterhin die 
Möglichkeit behalten, örtliche Besonderheiten angemessen zu berücksichtigen. 
Wir unterstützen daher eine Klarstellung der rechtlichen Einordnung von Cannabis-Anbauvereini-
gungen, sofern dadurch keine Abstriche beim Jugend-, Gesundheits- oder Nachbarschaftsschutz ent-
stehen. Ob darüber hinaus weiterer Anpassungsbedarf besteht, sollte anhand der Erfahrungen aus 
dem Verwaltungsvollzug sowie der wissenschaftlichen Evaluation des Cannabisgesetzes beurteilt 
werden. Gesetzliche Regelungen müssen sich an ihrer praktischen Umsetzbarkeit messen lassen."

"Grundlegend erachten wir es für notwendig, dass Sicherheit bei Anbauvereinigungen gewährleis-
tet werden kann. Dementsprechend sind grundlegende Rahmenbedingungen sinnvoll. Hierbei ist 
es wichtig, diese regelmäßig zu evaluieren und auf Sinnhaftigkeit zu überprüfen. Auch im Verwal-
tungshandeln sollten Spielräume genutzt werden, damit Anbauvereinigungen keine Steine in den 
Weg gelegt werden."
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"Siehe Nr. 2 der Vorbemerkung.: 2. Wir plädieren dafür, mit der Evaluierung des Gesetzes auch die 
Verordnungslage und Verwaltungspraxis in Sachsen-Anhalt zu überprüfen."

"Wir fordern allgemein eine Entbürokratisierung des Bauordnungsrechts und des Bauplanungs-
rechts, allerdings setzen wir uns dafür ein, die allgemeine Legalisierung von Cannabis rückgängig 
zu machen, was für die Cannabis-Anbauvereinigungen unabhängig von der baurechtlichen Situa-
tion das Aus bedeuten würde."
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4. Beschäftigungsverhältnisse

Kontext: Die derzeitige Begrenzung auf ausschließlich geringfügig Beschäftigte für die Arbeit an der Pflanze und im Ver-
einsvorstand führt zu hohem Schulungs- und Einarbeitungsaufwand, ineffizienten Abläufen, ständigem Schulungsbedarf 
und erschwert die Einhaltung konstanter Qualitäts- und Hygienestandards, da der Aufwand, der für eine hohe Qualität 
erforderlich ist, nur schwer mit Ehrenamtlern und Minijobbern zu bewältigen ist. 

Frage: Befürworten Sie, dass Cannabis-Anbauvereinigungen für die Arbeit an der Pflanze und in der Vereinsadministration 
qualifiziertes Personal in Voll- und Teilzeit anstellen dürfen?

"Ja. Die Linke befürwortet, dass Cannabis-Anbauvereinigungen Personal für administrative und 
praktische Aufgaben anstellen dürfen, und fordert hierbei deutliche Erleichterungen gegenüber 
der aktuellen Rechtslage. Die Partei setzt sich generell für eine Professionalisierung und Entbüro-
kratisierung der Vereine ein. Es ist uns wichtig, die Entstehung von sozialversicherungspflichtigen 
Arbeitsplätzen im Bereich des legalen Cannabis-Anbaus zu unterstützen. Das Verbot, Personal 
für Kernaufgaben einzustellen, führt aus unserer Sicht zu einer künstlichen Blockade und fördert 
informelle, unbezahlte Mehrarbeit. Die Linke geht politisch weit über das aktuelle „Club-Modell“ 
hinaus. Wir fordern eine umfassende Legalisierung inklusive einer kommerziellen Lieferkette und 
dem Verkauf in lizenzierten Fachgeschäften. In einem solchen Modell ist die reguläre Beschäfti-
gung von qualifiziertem Personal in Voll- und Teilzeit ohnehin der Standard."

"Eine solche Möglichkeit müsste bundesgesetzlich geregelt werden. Wir setzen uns grundsätz-
lich dafür ein, dass Anbauvereinigungen effizient arbeiten können, um ihren gesetzlichen Auf-
trag einer geregelten Cannabis-Ausgabe zu erfüllen. Wir setzen uns im Bund dafür ein, dass der 
Reformweg in diesem Sinne konsequent weitergegangen wird."

"Die gesetzlichen Anforderungen an Cannabis-Anbauvereinigungen sind hoch. 
Dokumentationspflichten, Qualitätsmanagement, Hygienestandards, Sicherheitskonzepte und be-
hördliche Kontrollen verlangen Fachwissen und Kontinuität. 
Vor diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll, die bestehenden personalrechtlichen Vorgaben 
kritisch zu überprüfen. Wenn qualifiziertes Personal aufgrund gesetzlicher 
Beschäftigungsbeschränkungen nicht dauerhaft eingesetzt werden kann, besteht die Gefahr, dass 
gerade diejenigen Qualitäts- und Sicherheitsziele erschwert werden, die das Gesetz eigentlich 
erreichen möchte. 
Die FREIEN WÄHLER sprechen sich deshalb dafür aus, die Auswirkungen der derzeitigen Beschäf-
tigungsregelungen wissenschaftlich zu evaluieren. Sollte sich dabei zeigen, dass die Beschränkung 
auf geringfügige Beschäftigungsverhältnisse weder den Gesundheits- und Jugendschutz verbes-
sert noch einen Mehrwert für die behördliche Kontrolle schafft, halten wir eine Anpassung des 
Bundesrechts für sinnvoll. Voraussetzung bleibt, dass sämtliche Anforderungen an Dokumenta-
tion, Qualitätssicherung und behördliche Aufsicht weiterhin vollständig gewährleistet werden."

"Die Grundlegende Idee, welche durch das Cannabisgesetz verfolgt wird, ist der Aufbau einer 
gemeinnützigen Struktur zum Cannabisanbau. Dies hielten wir bereits bei der Erarbeitung nicht 
für den idealen Weg. Deshalb setzen wir uns weiter für eine echte Legalisierung und eine Freigabe 
über zertifizierte Shops ein. Dies würde auch dazu führen, dass enge Restriktionen für Anbauver-
einigungen wegfallen würden."

"Siehe Nr. 1 und 2 der Vorbemerkung. 
Vorbemerkung: 
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1. Grundsätzlich gilt: Entsprechend der Beschlusslage unserer Bundespartei wollen wir, um den Ge-
sundheitsschutz, den Jugendschutz und den Kampf gegen die Organisierte Kriminalität zu verbessern, 
die notwendigen Schritte einleiten, um eine europarechtskonforme Legalisierung zu ermöglichen. 
2. Wir plädieren dafür, mit der Evaluierung des Gesetzes auch die Verordnungslage und Verwal-
tungspraxis in Sachsen-Anhalt zu überprüfen."

Da diese Anbauvereinigungen ausschließlich für den Eigenbedarf ihrer Mitglieder produzieren 
sollen, sehen wir keine Notwendigkeit, Personal in Voll- oder Teilzeit anzustellen.
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5. Übergesetzliche Lizenzanforderungen

Kontext: Deutschlandweit fordern einige Genehmigungsbehörden Unterlagen und Nachweise, die über die gesetzlichen 
Anforderungen hinaus gehen.

Frage: Werden Sie sicherstellen, dass die zuständigen Landesbehörden das Genehmigungsverfahren ausschließlich auf 
Basis der im KCanG verankerten Kriterien durchführen und auf übergesetzliche Zusatzanforderungen verzichten?

"Ja. Die Linke in Sachsen-Anhalt fordert nachdrücklich, dass sich das Genehmigungsverfahren 
strikt an den gesetzlichen Kriterien des KCanG orientiert und lehnt übergesetzliche Zusatzanfor-
derungen entschieden ab. Wir verlangen, dass das zuständige Landesamt für Verbraucherschutz 
(LAV) Anträge zügig, sachlich und ohne ideologische Hürden bearbeitet. Um den bürokratischen 
Aufwand für beide Seiten zu minimieren, fordern wir schlanke, digitalisierte und transparente 
Prüfprozesse. Eine künstliche Aufblähung des Verfahrens bindet unnötige Ressourcen in den Be-
hörden und treibt Vereine in die Frustration, was dem eigentlichen Ziel – der Eindämmung des 
Schwarzmarktes – schadet."

"Wir Grünen wollen die bürokratischen Hürden für Cannabis-Anbauvereinigungen senken, damit 
Anbauvereinigungen dem Zweck einer kontrollierten Cannabis-Abgabe nachkommen können. 
Dazu gehört auch, dass die zuständigen Landesbehörden das Genehmigungsverfahren auf Basis 
der im KCanG verankerten Kriterien durchführen. Mehr als zwei Jahre nach dem Inkrafttreten 
des KCanG wird sichtbar, dass der Schwarzmarkt zurückgeht. Wir Grünen wollen, dass das Land 
Sachsen-Anhalt die bürokratischen Hürden der Gründung senkt, denn es ist bedauerlich, dass 
sich aufgrund der administrativen Hürden weiterhin nur wenige Menschen in Clubs zum gemein-
schaftlichen Anbau zusammenschließen. Durch die Clubs können wir den Schwarzmarkt noch 
schneller und stärker zurückzudrängen."

"Für die FREIEN WÄHLER gilt ein klarer rechtsstaatlicher Grundsatz: Verwaltungshandeln muss 
sich an Recht und Gesetz orientieren. Behörden dürfen weder hinter den gesetzlichen Anforde-
rungen zurückbleiben noch darüberhinausgehende Verpflichtungen schaffen, für die es keine 
gesetzliche Grundlage gibt. 
Sollte sich bestätigen, dass Genehmigungsbehörden zusätzliche Unterlagen oder Nachweise 
verlangen, die vom Cannabisgesetz nicht vorgesehen sind, sehen wir darin ein Problem für die 
Rechtssicherheit und die Gleichbehandlung der Antragsteller. Unterschiedliche Verwaltungspraxis 
untergräbt das Vertrauen in staatliches Handeln und führt zu vermeidbarer Bürokratie. 
Wir setzen uns deshalb für transparente, einheitliche und rechtssichere Genehmigungsverfahren 
ein. Gleichzeitig erwarten wir selbstverständlich die konsequente Einhaltung aller gesetzlichen 
Anforderungen des Kinder- und Jugendschutzes, der Produktsicherheit sowie der Hygiene- und 
Dokumentationspflichten."

"Uns ist aktuell nicht bekannt, dass die zuständige Behörde (Landesamt für Verbraucherschutz) 
über das notwendige Maß und den rechtlichen Rahmen hinaus Unterlagen von den Anbauver-
einigungen für das Genehmigungsverfahren einfordert. Die Verfahren sollten sich im Rechtsrah-
men bewegen und keine zusätzlichen bürokratischen Hürden produzieren. Siehe auch Nr. 2 der 
Vorbemerkung. 
Vorbemerkung: 2. Wir plädieren dafür, mit der Evaluierung des Gesetzes auch die Verordnungs-
lage und Verwaltungspraxis in Sachsen-Anhalt zu überprüfen."
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"In der Vergangenheit waren wir bereits im Austausch mit Anbauvereinigungen aus Sachsen-An-
halt, welche in der Gründung waren. In diesem Zusammenhang haben wir darauf hingewirkt, dass 
Regelungen und Entscheidungsspielräume im Sinne der Anbauvereinigungen ausgelegt werden."

"Wir sind generell dafür, Gesetze so bürokratiearm wie möglich umzusetzen. Da wir die Legalisie-
rung von Cannabis abgesehen von medizinischen Zwecken ablehnen, können wir uns vorstellen, 
in diesem Sonderfall über die gesetzlichen Vorgaben hinauszugehen."
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6. Auslieferung und Abholung

Kontext: Das strikte Verbot von Versand und Lieferung sowie die Pflicht zur persönlichen Abholung stellt insbesondere 
Menschen mit Mobilitätseinschränkungen oder chronischen Erkrankungen - besonders im ländlichen Raum - vor unüber-
windbare Barrieren. 

Frage: Setzen Sie sich für landesrechtliche Ausnahmeregelungen oder Bundesratsinitiativen ein, um Anbauvereinigungs-
mitgliedern bei Nachweis rechtfertigender Umstände (z. B. Mobilitätseinschränkungen) eine Belieferung oder die Abho-
lung von Cannabis durch Bevollmächtigte zu ermöglichen?

"Ja, Die Linke unterstützt diesen Ansatz grundsätzlich und setzt sich konsequent für Barrierefrei-
heit sowie den Abbau bürokratischer Hürden im Cannabisrecht ein. Wir sehen im strikten Verbot 
von Versand, Lieferung und der Abholung durch Bevollmächtigte eine ungerechtfertigte Benach-
teiligung von Menschen mit gesundheitlichen oder mobilitätsbedingten Einschränkungen. Die 
Linke kritisiert, dass das Konsumcannabisgesetz (KCanG) die Abgabe zwingend an die persönliche 
Anwesenheit des Mitglieds im Verein knüpft. Dies schließt chronisch kranke, ältere oder mobili-
tätseingeschränkte Personen faktisch vom legalen gemeinschaftlichen Eigenanbau aus. Die Linke 
fordert im Bundestag und in Sachsen-Anhalt eine Abkehr von der „Misstrauenskultur“ gegenüber 
Konsumenten. Wenn ein Mitglied per ärztlichem Nachweis oder Schwerbehindertenausweis eine 
Mobilitätseinschränkung belegt, sollte eine kontrollierte Übergabe an eine notariell oder schrift-
lich bevollmächtigte Person unter strenger Identitätsprüfung rechtlich ermöglicht werden."

"Im Bund setzen wir uns dafür ein, den Zugang zu einer medizinisch indizierten Therapie mit Me-
dizinal-Cannabis patientenfreundlich, rechtssicher und praxisnah zu gestalten und das auch mit 
der Möglichkeit der Verschreibung im Rahmen von ärztlichen Videosprechstunden und des Ver-
sands von Medizinal-Cannabis. Damit wird eine wohnortunabhängige, barrierefreie und flächen-
deckende Versorgung sichergestellt. Eine ähnliche Regelung wäre für den nicht-medizinischen 
Gebrauch unter klar definierten, nachzuweisenden und in regelmäßigen Intervallen zu evaluieren-
den Umständen (wie bspw. Mobilitätseinschränkungen) und unter streng kontrollierten Auflagen 
auch vorstellbar. Hier müssten besonders hohe Standards des Kindes- und Jugendschutzes sowie 
der Suchtprävention angewendet werden. In der aktuellen politischen Ausgangslage geht es 
jedoch um den Schutz der noch geltenden Liberalisierung des Cannabis-Konsums. Eine solche 
Regelung, wie in der Fragestellung beschrieben, erscheint uns nicht mehrheitsfähig. Wir halten 
zur Erleichterung aber weiter an dem Ziel des Verkaufs von Cannabis in lizenzierten Fachgeschäf-
ten fest. Mehr als zwei Jahre nach dem Inkrafttreten des Konsumcannabisgesetzes (KCanG) wird 
sichtbar, dass der Schwarzmarkt zurückgeht. Wir kritisieren scharf, dass die Bundesregierung 
aus Union und SPD den eingeschlagenen Weg in der Cannabis-Gesetzgebung nicht fortsetzt und 
Modellprojekte für kontrollierte Abgaben nicht forciert. Gerade für Gelegenheitskonsumierende 
könnte dies der Game Changer sein, um den Schwarzmarkt zurückzudrängen, und auch die stark 
gestiegene Nachfrage nach medizinischem Cannabis übers Internet könnte so adressiert werden. 
Wir wollen, dass sich das Land in Abstimmung mit den Kommunen dafür einsetzt, dass mindes-
tens ein regionalesModellvorhaben zum lizenzierten Verkauf von Cannabis in Sachsen-Anhalt 
umgesetzt wird."

"Die FREIEN WÄHLER messen dem Schutz vor missbräuchlicher Weitergabe von Cannabis eine 
hohe Bedeutung bei. Gleichzeitig darf eine gesetzlich zulässige Mitgliedschaft in einer Cannabis-
Anbauvereinigung nicht faktisch daran scheitern, dass einzelne Mitglieder aufgrund einer Be-
hinderung, chronischen Erkrankung oder erheblichen Mobilitätseinschränkung die persönliche 
Abholung nicht leisten können. 
Wir stehen deshalb einer sorgfältig geregelten Härtefalllösung grundsätzlich offen gegenüber. 
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Voraussetzung sind klare gesetzliche Kriterien, eine sichere Identitätsprüfung sowie wirksame 
Maßnahmen gegen Missbrauch. Eine solche Ausnahmeregelung sollte ausschließlich in begrün-
deten Einzelfällen Anwendung finden und den Jugend- und Gesundheitsschutz uneingeschränkt 
gewährleisten. 
Ob hierfür landesrechtliche Gestaltungsmöglichkeiten bestehen oder bundesgesetzliche Ände-
rungen erforderlich sind, sollte im Rahmen der weiteren Evaluation des Cannabisgesetzes geprüft 
werden. Gesetzliche Regelungen müssen sich daran messen lassen, ob sie ihre Schutzfunktion er-
füllen, ohne Menschen mit besonderen Einschränkungen unverhältnismäßig zu benachteiligen."

"Ausnahmeregelungen und Genehmigungen führen in unseren Augen zu zusätzlicher Bürokra-
tie. Sie können im Einzelfall dazu führen, dass Barrieren abgebaut werden, grundsätzlich ist in 
unseren Augen aber eine grundlegende Liberalisierung der bessere Weg, um mehr Freiheit und 
Eigenverantwortung sicherzustellen."

"In § 19 (4) KCanG ist die Weitergabe, der Versand oder die Lieferung von Cannabis an Nicht-Mit-
glieder verboten. Da es sich um ein Bundesgesetz handelt, kann das Land Sachsen-Anhalt nicht 
mit einer landesgesetzlichen Regelung davon abweichen. Siehe außerdem Nr. 1 und 2 der Vor-
bemerkung."

"Nein. Wer aufgrund einer Krankheit mobilitätseingeschränkt ist, kann Cannabis mit medizini-
scher Indikation erhalten oder in der eigenen Wohnung als Topfpflanze anbauen. Abgesehen 
davon besteht keine Notwendigkeit, Cannabis zu konsumieren."
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7. Bündelung von Anbauvereinigungen

Kontext: Die gemeinsame Nutzung von Infrastruktur (z. B. Labore, Stromleitung, Entsorgung etc.)  durch mehrere Vereine 
an einem Standort („Growhubs“) senkt Kosten und erleichtert die behördliche Kontrolle und die aufgrund der Auflagen 
teils schwierige Standortfindung. Das Gesetz erlaubt den Ländern jedoch, dies einzuschränken.

Frage: Werden Sie sich in Ihrem Bundesland gegen pauschale Einschränkungen oder Verbote von solchen Vereinsbünde-
lungen („Growhubs“) einsetzen?

"Ja. Wir setzen uns gegen pauschale Einschränkungen oder Verbote von sogenannten „Grow-
hubs“ (Vereinsbündelungen) ein. Die Linke Sachsen-Anhalt sieht in dieser gemeinschaftlichen 
Infrastrukturnutzung eine sinnvolle, wirtschaftliche und ökologische Notwendigkeit für Cannabis-
Anbauvereinigungen.  
Aus unserer Sicht zwingen pauschale Verbote von Growhubs Vereine dazu, teure, ineffiziente und 
separate Einzelstrukturen (z. B. eigene Belüftungs- und Sicherheitssysteme) aufzubauen, was viele 
kleine Clubs finanziell ruiniert. Wir befürworten Modelle, bei denen sich mehrere Vereine zusam-
menschließen, um Ressourcen gemeinschaftlich und kosteneffizient zu nutzen – sei es durch das 
Teilen von Gewerbehallen, Sicherheitsdiensten, Logistik oder Energieinfrastruktur. 
Die Linke in Sachsen-Anhalt drängt darauf, dass die Behörden bei der Genehmigung und Überprü-
fung von Anbauflächen Spielräume zugunsten der Vereine nutzen."

"Pauschale Einschränkungen oder Verbote von Vereinsbündelungen in Form von „Growhubs“ 
erscheinen uns als nicht zielführend. Wenn eine behördliche Kontrolle effizienter stattfinden kann 
und die gemeinsame Nutzung von Infrastruktur die Kosten senkt und dabei alle übrigen Auflagen 
erfüllt, muss eine solche Bündelung aus unserer Sicht auch ermöglicht werden."

"Die FREIEN WÄHLER bewerten Kooperationen zwischen Anbauvereinigungen grundsätzlich 
ergebnisoffen. Die gemeinsame Nutzung technischer Infrastruktur kann wirtschaftliche Vorteile 
bieten, Ressourcen effizienter einsetzen und unter Umständen sogar behördliche Kontrollen er-
leichtern. 
Pauschale Verbote solcher Modelle überzeugen uns deshalb nicht. Entscheidend ist vielmehr, ob 
durch eine gemeinsame Infrastruktur sämtliche gesetzlichen Anforderungen an Sicherheit, Quali-
tät, Dokumentation und Rückverfolgbarkeit weiterhin uneingeschränkt erfüllt werden können. 
Ebenso müssen die kommunalen Planungsinteressen und örtlichen Gegebenheiten angemessen 
berücksichtigt werden. 
Wir sprechen uns daher gegen pauschale Einschränkungen aus und befürworten eine sachliche 
Einzelfallprüfung. Darüber hinaus sollte die wissenschaftliche Evaluation des Cannabisgesetzes 
untersuchen, welche Auswirkungen kooperative Modelle auf Wirtschaftlichkeit, behördlichen 
Vollzug, Sicherheitsstandards und den Jugend- sowie Gesundheitsschutz tatsächlich haben. 
Politische Entscheidungen sollten auch hier auf belastbaren Erkenntnissen beruhen und nicht auf 
ideologischen Vorannahmen."

"Die FDP setzt sich grundlegend gegen zusätzliche Gesetze und Vorgaben ein. Deshalb werden wir 
uns auch gegen zusätzliche pauschale Einschränkungen für Anbauvereinigungen einsetzen."
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"Siehe Nr. 1 und 2 der Vorbemerkung. 
Vorbemerkung: 
1. Grundsätzlich gilt: Entsprechend der Beschlusslage unserer Bundespartei wollen wir, um den 
Gesundheitsschutz, den Jugendschutz und den Kampf gegen die Organisierte Kriminalität zu 
verbessern, die notwendigen Schritte einleiten, um eine europarechtskonforme Legalisierung zu 
ermöglichen. 
2. Wir plädieren dafür, mit der Evaluierung des Gesetzes auch die Verordnungslage und Verwal-
tungspraxis in Sachsen-Anhalt zu überprüfen."

"Ja, wir werden bis zur Rückabwicklung des Gesetzes davon höchstwahrscheinlich Gebrauch 
machen."


